
Sofeltr rrur ein Bewerber sein lnteresse bekundet, kann die Gemeinde mit ihm elnen neuen
Konzessionsvertrag verhandeln und abschließen. Eine Datenherausgabe wäre in diesem
Fall nicht zwingend notwendig.

$ 46 Wcgcnutzungsverträge

(l) Gemeinden haben lhre öffentllchen Verkehrswege fur die Verlegung und den Betrieb von Letun-
gen, einschließlich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör, zur unmittelbaren Versorgung
von LeEtverbrauchern int Gerneindegebiel. diskrinri¡rierungsfrei durch Vertrag zur Verfügung zu stel-
len. Unbeschadet ihrer Verpflichtungen nach Satz 1 können die Gemeinden den Abschluss von Ver-
trägen ablehnen, solange das Energieversorgungsunternehmen die Zahlung von Konzessionsabga-
ben in Höhe der HöchstsäEe nach $ 48 Absa2 2 verweigert und eine Einigung über die Höhe der
Konzessionsabgaben noch nícht ezielt ist.

(2) Verträge von Energieversorgungsunternehmen mit Gemcindcn iibar clic NuÞrrng öffentlicher Ver-
kehrswege fiir die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die zu einem EnergieversorgungsneE
der allgemeinen Versorgung im Gemeindegebiet gehören, dûrfen höchstens für eine Laufzeit von 20
Jahren abgeschlossen werden. Werden solche Verträge nach ihrem Ablauf nicht verlängert, so ist der
bisher NuÞungsberechtigte verpflichtet, seine ftlr den Betrieb der NeEe der allgerneinen Versorgutrg
im Gemeindegebiet notwencligen Verteilungsanlagen dem neuen Energieversorgungsunternehmen
gegen Zahlung einer wirtschaftlich angemessenen Vergútung zu úbereignen. Das neue Energiever-
sorgungsuntemehmen kann statt der Übereignung verlangen, dass ihm der BesiE hieran eingeräumt
wird. Für die wirtschafilich angemessene Vergütung ist der sich nach den zu ezielenden Erlösen be-
messende objektivierte Ertragswert des EnergieversorgungsneEes maßgeblich. Die Möglichkeit zur
Einigung auf eine andeniveitig basierte Vergütung bleibt unberührt.

(3) Die Gemeinden machen spätestens zwei Jahre vor Ablauf von Verfägen nach AbsaE 2 das Ver-
und einen ausdrücklichen Hinweis auf die nach $ 46a von der Gemeinde in geeigneter

Formzu veröffenüichenden Daten sowíe den Ort derVeröffentlichung durch Veröffenüichung im Bun-
desanzeiger bekannt. Wenn im Gemeindegebiet mehr als 100 000 Kunden unmittelbar oder mittelbar
an das Versorgungsnetz angeschlossen sind, hat die Bekannùnachung zusäÞlich im Amtsblatt der
Europäischen Union zu erfolgen. Beabsichtigen Gemeinden eine Verlängerung von Verträgen nach

2 vor Ablauf der Vertragslaufzeit, so sind die bestehenden Verträge zu beenden und die vor-
Beendigung sowie das Vertragsende nach Maßgabe der SäÞe 1 und 2 öffenüich bekannt zu

(a) Die Gemeinde ist bei der Auswahl des Untemehmens den Zielen des g 1 AbsaE 1 verpflichtet.
Unter Wahrung neEwirtschafilicher Anforderungen, insbesondere der Versorgungssicherheit und der
Kosteneffizienz, können auch Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschafi berücksichtigt werden. Bei
der Geurichtung der eínzelnen Auswahlkriterien ist die Gemeinde berechtigt, den Anforderungen des
iareiligen NeEgebietes Rechnung zu fagen. Die Gemeinde hat jedem Untemehmen, das innerhalb
einer von der Gemeinde in der Bekanntmachung nach AbsaÞ 3 SaE 1 oder 3 geseEten Frist von
mindestens drei Kalendermonaten ein lnteresse an der Nutzung der öffentlichen Verkehrswege be-
kundet, die Auswahlkriterien und deren Gewichtung in Textform miEuteilen.

(5) Die Gemeinde hat die Unternehmen, deren Angebote nicht angenommen werden sollen, über die
Gründe der vorgesehenen Ablehnung ihres Angebots und (¡ber den frúhesten Zeitpunkt des beabsích-

Vertragsschlusses itt Tcxtfo¡rn ¿u infolnrieren. Die Gemeinde macht bei Neuabschluss oder
g von Verträgen nach AbsaÞ 2 ihre Entscheidung unter Angabe der maßgeblichen Grün-

de öffentlich bekannt.

(6) Die AbsäEe 2 bis 5 fìnden fúr Eigenbetriebe der Gemeinden entsprechende Anwendung.

(7) Die Aufgaben und Zuständigkeiten der Kartellbehörden nach dem GeseE gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen bleiben unberührt.



$ 46a Auskunftsanspruch der Gemeinde

Der bisherige Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, der Gemeinde spätestens ein Jahr vor Bekanntma-
chung der Gemeinde nach $ 46 Absatz 3 diejenigen lnformationen über die technische und wirtschaft-
liche Situation des Netzes zur Verfügung zu stellen, die für eine Bewertung des Netzes im Rahmen
einer Bewerbung um den Abschluss eines Vertrages nach $ 46 AbsaE 2 SaE.1 erforderlich sind. Zu
den Informationen über die wirtschaftliche Situation des Netzes gehören insbesondere

1. die im Zeitpunkt der Errichtung der Verteilungsanlagen jeweils erstmalig aktivierten Anschaffungs-
und Herstellungskosten gemäß $ 255 des HandelsgeseEbuchs,

2. das Jahr der Aktivierung der Verteilungsanlagen,
3. die jeweils in Anwendung gebrachten betriebsgewöhnlichen NuEungsdauern und
4. die jeweiligen kalkulatorischen Restwerte und NuÞungsdauem laut den betreffenden Bescheiden

der jeweiligen Regulierungsbehörde.

Die BundesneÞagcntur kann im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt Entscheidungen über den
Umfang und das Format der zur Verfügung zu stellenden Daten durch Festlegung gegenüber den
Energ ieversorgungsunternehmen treffen.


